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Bedingter Vorsatz genügt

§ 142 StGB ist ausschließlich vorsätzlich begehbar, wobei ein bedingter Vorsatz genügt (BGH, Urt. v. 04.11.1952 – 2 StR 447/52, VRS 5, 41). Das Urteil muss ausreichende Feststellungen zur Vorsatzform treffen, es genügt nicht, wenn es ausführt, der Täter müsse den Unfall bemerkt haben (OLG Hamm, Beschl. v. 14.08.2003, 2 Ss 439/03 = NJW 2003, 3286 = zfs 2003, 568 = DAR 2003, 570 = NZV 2003, 590 = VRS 105, 432; OLG Jena, Beschl. v. 07.07.2005 - 1 Ss 161/04, StV 2006, 529 = VRS 110, 15; OLG Köln, Beschl. v. 04.09.2001 - Ss 356/01, DAR 2002, 88, NZV 2001, 526). Der Vorsatz nach § 142 Abs. 1 StGB muss sich auf alle Merkmale des äußeren Tatbestands erstrecken. Der Täter muss dabei erkannt oder wenigstens mit der Möglichkeit gerechnet haben, dass er einen Gegenstand angefahren, überfahren, jemanden verletzt oder getötet hat bzw. dass ein nicht völlig bedeutungsloser fremder Sachschaden entstanden ist. Eine fahrlässige Unfallflucht gibt es nicht. Es genügt nicht, dass der Beteiligte den Schaden „hätte erkennen können und müssen". Damit ist Fahrlässigkeit und kein (bedingter) Vorsatz gegeben (OLG Jena, Beschl. v. 07.07.2005 - 1 Ss 161/04, StV 2006, 529 = VRS 110, 15). 

Nichterkennen eines Fremdschadens

Allerdings schließt das Nichterkennen eines Fremdschadens infolge nachlässiger Nachschau die Annahme bedingten Vorsatzes nicht zwingendaus. Es können Umstände (z.B. heftiger Anprall,  Schaden am eigenen Fahrzeug u.a.) vorliegen, die beim Täter trotz eines solchen Nichterkennens die Vorstellung begründen können, es sei möglicherweise ein nicht ganz unerheblicher Fremdschaden entstanden (OLG Köln, Beschl. v. 03.05.2011 – III-1 RVs 80/11, NStZ-RR 2011, 285 = NZV 2011, 510). Demnach ist jedenfalls bei „kleineren“ Schäden in den Urteilsgründen das genaue Schadensbild mitzuteilen. Nur auf diese Weise kann ausgeschlossen werden, dass der Unfallverursacher Beschädigungen übersehen hat, ohne dass ihm zumindest vorsätzliches Verhalten anzulasten ist.
Eventualvorsatz

Beim dolus eventualis (Eventualvorsatz) wird im Gegensatz zum direkten Vorsatz die Erfüllung des Tatbestands nicht erstrebt, aber für möglich gehalten und – billigend – in Kauf genommen. Der Täter hat sich zumindest einen nicht ganz belanglosen Fremdschaden als möglich vorgestellt. Der Eventualvorsatz bezieht sich darauf, dass der Täter es für möglich hält und billigt, dass er durch sein Entfernen die zivilrechtliche Aufarbeitung des Unfalles erschwert.
Der Eventualvorsatz umfasst also: 

· den Schadenseintritt als solchen, 

· den Umfang des Schadens.



· 
· 
· 
· 
· 
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BeispielBeispiel

Beim Rangieren berührt der Mandant das vor ihm stehende geparkte Fahrzeug. In Kenntnis des Begriffs „Unfall“ sieht sich der Mandant den eingetretenen Schaden an. Die verbeulte Stossstange schätzt er auf 300 €. Da ein wichtiger Termin drückt, setzt er sich in sein Fahrzeug, fährt davon in dem Vorsatz, später alles zu regeln. Bei genauem Hinsehen hätte der Mandant erkennen können, dass das hinter der Stoßstange liegende Blech mit verbeult ist, der Schaden lag letztendlich bei über 1.500 €.


Tatbestandlich liegt § 142 StGB vor. Um eine Geldstrafe wird der Mandant nicht herumkommen. Entscheidend ist, ob der tatsächlich eingetretene Schaden eine Entziehung der Fahrerlaubnis rechtfertigt. Lag der Schaden über 1.500 € und wusste der Mandant dies oder musste er dies erkennen, so wird Eventualvorsatz auch hinsichtlich des Schadensumfanges vorliegen. Im Gegensatz zum o.g. Urteil des OLG Jena hat der Mandant den Schaden durchaus erkannt, nur die Höhe falsch eingeschätzt. Er hätte diese aber ohne weiteres erkennen können, weshalb auch ein vorsatzausschließender Tatbestandsirrtum nach § 16 Abs. 1 S. 1 StGB nicht vorliegen dürfte. Kann er also nicht das Privileg des § 142 Abs. 4 StGB in Anspruch nehmen, sollte er mit dem Entzug der Fahrerlaubnis rechnen. Näheres zum Irrtum über die Schadenshöhe sub. 4./8.22.


Kriterien des § 46 StGB

Tatschwere, Verschuldensgrad und damit auch die entsprechenden Kriterien des § 46 StGB bestimmen sich nach dem Umfang und Maß der geschützten Feststellungsinteressen und dem Grad ihrer Beeinträchtigung. Art und Größe des Schadens ist dabei von Bedeutung.

Mitverschulden Dritter

Grundsätzlich ohne Relevanz ist ein Mitverschulden anderer oder aber auch die Tatsache, dass der Unfall ggf. vom Unfallflüchtigen nicht verschuldet wurde. (BGH, Urt. v. 17.09.1958 – 4 StR 165/58, BGHSt 12, 253: untergeordneter Einfluss).



· 
· 
· 


Bemerkbarkeit des Unfallgeschehens

Die Frage, ob der Beteiligte den Unfall tatsächlich bemerkt hat, ist häufig die entscheidende Frage im Strafprozess. Sie lässt sich nicht selten nur mit sachverständiger Hilfe, weniger mit Zeugenbeweis klären. Denn die Tatsache, dass ein am Unfallort präsenter Zeuge ein Anstoßgeräusch vernommen hat, bedeutet nicht, dass es der Beteiligte auch vernommen hat (OLG Hamm, Beschl. v. 14.08.2003, 2 Ss 439/03, DAR 2003, 570 = NJW 2003, 3286 = NZV 2003, 590 = VRS 105, 432 = zfs 2003, 568). Der Verteidiger sollte daher nicht zögern, bei leichten Kollisionen ein Sachverständigengutachten zur Wahrnehmbarkeit des Anstoßes anzuregen oder gar selber einzuholen. 
Es gibt drei Arten der Wahrnehmbarkeit eines leichten Kollisionsgeräusches:

visuelle Wahrnehmbarkeit;

akustische Wahrnehmbarkeit sowie

taktile Wahrnehmbarkeit (Einzelheiten hierzu bei  Schmedding, Unfallflucht aus der Sicht des technischen Sachverständigen, NZV 2003, 24; Schneider, „Unfallflucht“ – oder war der Anstoß für den Fahrer nicht wahrnehmbar?, VRR 2005, 218).

visuelle Wahrnehmbarkeit

Die visuelle Wahrnehmbarkeit ist ausschließlich objektiv zu bestimmen, damit die am wenigsten nachweisbare Art der Wahrnehmbarkeit. Sie liegt vor, wenn der Fahrer die direkte Kollisionsstelle, ggf. über den Außenspiegel, gesehen hat. An dem gestoßenen Fahrzeug muss es zu einer erkennbaren Bewegung gekommen sein. Dies wird bei leichten Kollisionen dem Fahrer zumeist nicht nachgewiesen werden können.
akustische Wahrnehmbarkeit

Die akustische Wahrnehmbarkeit liegt vor, wenn der Fahrer den Anstoß in seinem Fahrzeug hören konnte. Der Mensch unterliegt dem sog. „Richtungshören“, das die Fähigkeit bezeichnet, hörend zu lokalisieren woher ein bestimmtes Geräusch kommt, weshalb dieses Kriterium leichter nachzuweisen ist, solange der Schallpegel ausreichend hoch ist. Allerdings hängt es von vielen Unwägbarkeiten ab, etwa 

Umgebungsgeräusche durch Motor, Musik, Verkehr;
· welche Fahrzeugteile kollidiert sind;
· wie ausgeprägt der „Schallschutz“ im Fahrzeug war;
· Dauer und Art des Geräusches;
Ursache des Geräusches und Alternativquelle wie Bordsteinanstoß, Bremsruck etc. 
taktile Wahrnehmbarkeit
Die taktile (oder kinästhetische) Wahrnehmbarkeit beschreibt das Fühlen oder Spüren der Kollision, welches über die Mechanorezeptoren in der Haut erfolgt, die Verschiebungen in den oberen Hautschichten registrieren. Die kinästhetische Wahrnehmung erfolgt im Vestibularapparat (Gleichgewichtssinn) im Innenohr, der Beschleunigungen registrieren kann. Durch Fühlen können stoßbedingte Schwingungen wahrgenommen werden, die dadurch entstehen, daß bei der Kollision des stoßenden Fahrzeugs dessen Insassen Geschwindigkeitsänderungen erfahren, die an Rücken, Gesäß, Händen und Füßen gemerkt (gefühlt) werden (OLG Köln, Beschl. v. 22.10.1991 – Ss 487/91-255, NZV 1992, 37). Es gibt allerdings keinen Erfahrungssatz, wonach die Fahrzeuginsassen die Berührung zweier Fahrzeuge immer „fühlen“ müssten (OLG Köln, a.a.O. allerdings 1992, 37) " bereits 1991 ausgeführt, dass es keinen Erfahrungssatz gebe, wonach die Fahrzeuginsassen die Berühru).
sonstige Wahrnehmungsdefizite

Daneben ist an die Beeinträchtigung der Wahrnehmbarkeit durch Alkoholgenuss oder körperliche bzw. psychische Defizite wie Hörschwäche zu denken. Der Verteidiger wird mit derartigen Einlassungen allerdings im Hinblick auf die Möglichkeit des § 69 Abs. 2 Nr. 1 StGB oder Nr. 45 Abs. 2 MiStra Vorsicht walten lassen. 
Freie Beweiswürdigung des Gerichts

Das Gericht kann aufgrund seiner freien Beweiswürdigung entscheiden. Aufgabe der Verteidigung ist es, im Vorfeld die richterliche Beweiswürdigung zu „sensibilisieren“, wie der Mandant als Fahrer diese Geräusche intellektuell gewertet hat und weshalb dies nicht den Rückschlüssen entspricht, die sich im Ermittlungsverfahren ggf. aus Zeugenaussagen hinsichtlich wahrnehmbarer Unfallgeräusche, Erschütterungen etc. ergeben haben. . Ist dem Mandanten nicht zu widerlegen, dass er diese Geräusche nicht mit einem Unfallgeschehen in Zusammenhang gebracht hat, so liegt irrelevante Fahrlässigkeit vor.
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